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 BETREFF  Schriftliche Fragen 7/0469 und 7/0471 der Abgeordneten Desiree Becker, eingegangen beim 

Bundeskanzleramt am 28. Juli 2026; 
 ANLAGE  Antwort der Bundesregierung auf die oben genannten Schriftlichen Fragen 
 DATUM Berlin, 4. August 2026 

 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Kollegin, 

 

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort der Bundesregierung auf Ihre oben genannten 

Schriftlichen Fragen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Sebastian Hartmann 
Parlamentarischer Staatssekretär 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

HAUSANSCHRIFT Stauffenbergstraße 18, 10785 Berlin 
POSTANSCHRIFT 11055 Berlin 

TEL +49 (0)30 1824-22400 
E-MAIL BueroHartmann@bmvg.bund.de 



Anlage zu PSts bei dem Bundes- 
minister der Verteidigung Hartmann 

BMVgAVL V49374 vom 4. August 2026 

 

 

Schriftliche Fragen 7/0469  

 

 „Wie viele Minen wurden nach Kenntnis der Bundesregierung an der 
innerdeutschen Grenze bis 1989 verlegt, und wie viele Minen konnten seit 1989 
an der innerdeutschen Grenze beseitigt werden?“ 

 

Durch die ehemaligen Grenztruppen der DDR wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 

1.322.700 (Antipersonen-)Minen verlegt, die bis 1995 nahezu vollständig geräumt wurden.  

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung zu den Fragen 1 und 2 auf 

Bundestagsdrucksache 13/1023 verwiesen.  

 

 

Schriftliche Frage 7 / 0471 

 

 „Welche Risiken bestehen nach Auffassung der Bundesregierung durch die ggf. 
noch vorhandenen Minen an der innerdeutschen Grenze für die Bevölkerung, 
und welche Maßnahmen plant die Bundesregierung um diese Minen zu 
beseitigen?“ 

 

Seit 1995 gilt die Grenze als minenfrei.  

Die Bundesregierung schätzt das Restrisiko für die Bevölkerung als äußerst gering ein, 

vergleichbar mit dem Auffinden von Kampfmittelaltlasten aus dem 2. Weltkrieg. Aktive 

Maßnahmen zur weiteren Suche werden von der Bundesregierung derzeit weder 

durchgeführt, noch geplant.  

 


